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Demographische
Belastungen f�r
Wachstum und
Wohlstand
in Deutschland

Die �konomischen Konsequenzen

einer im Durchschnitt immer �lter wer-

denden Bev�lkerung geh�ren zu den

zentralen wirtschafts- und gesell-

schaftspolitischen Herausforderungen

der modernen Industriegesellschaften.

Deutschland steht damit zwar nicht

allein; es ist aber vergleichsweise stark

vom demographischen Umbruch be-

troffen – deutlich st�rker beispiels-

weise als die USA, Frankreich oder

Großbritannien. Auf verschiedenen

Gebieten, in denen wie bei den Alters-

sicherungssystemen die Folgen f�r die

Finanzierbarkeit offenkundig gewor-

den sind, hat es bereits erste Anpas-

sungsmaßnahmen gegeben. �ber die

vielf�ltigen Dimensionen des Problems

und der daraus resultierenden An-

passungserfordernisse besteht aber oft

noch große Unklarheit.

Der folgende Beitrag versucht, diese

L�cke zumindest teilweise zu schlie-

ßen. Er schildert zun�chst die sich ab-

zeichnenden demographischen Ent-

wicklungstrends und ihre absehbaren

Folgen f�r das wirtschaftliche Wachs-

tum. Anschließend werden einige wirt-

schaftspolitische Optionen aufgezeigt,

mit denen den sonst drohenden Be-

lastungen entgegengewirkt werden

kann.
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Demographische Entwicklungstrends

�hnlich wie viele andere Industriel�nder1)

steht die deutsche Gesellschaft in den n�chs-

ten Jahrzehnten vor starken und nachhal-

tigen demographischen Ver�nderungen, die

in ihrer Art ohne historische Parallelen sind.

Grund daf�r ist das Zusammentreffen von

r�ckl�ufigen oder anhaltend geringen Gebur-

tenraten und der steigenden Lebenserwar-

tung der Bev�lkerung, die bereits seit etwa

drei Jahrzehnten die nat�rliche Bev�lkerungs-

bewegung dominieren. Im Ergebnis rechnet

die j�ngste Bev�lkerungsvoraussch�tzung bis

zum Jahr 2050 in ihrer „mittleren Variante“

mit einem R�ckgang der Zahl der in Deutsch-

land lebenden Menschen von derzeit etwa

82 Millionen auf etwa 75 Millionen.2) Dabei

wird unter anderem davon ausgegangen,

dass sich die Lebenserwartung bei Geburt um

insgesamt rund sechs Jahre erh�ht, die fer-

nere Lebenserwartung eines Sechzigj�hrigen

um etwa 41�2 Jahre zunimmt und es zu einem

Wanderungs�berschuss von etwa 200 000

Personen je Jahr kommt. Unter anderen An-

nahmen hinsichtlich der Lebenserwartung

und des Migrationssaldos ergibt sich sogar

ein R�ckgang auf 67 Millionen Personen. Nur

bei starker Zuwanderung und einem kr�fti-

gen Anstieg der Lebenserwartung h�lt sich

der projizierte Bev�lkerungsr�ckgang bis

2050 in relativ engen Grenzen.

Das demographische Problem resultiert aus

�konomischer Sicht l�ngerfristig aber nicht so

sehr aus der sich abzeichnenden Schrump-

fung der Gesamtbev�lkerung, sondern vor

allem aus der dauerhaften Verschiebung der

Altersstruktur der Bev�lkerung und der relati-

ven Verringerung des Arbeitskr�ftepotenzials,

zu der es vor allem in den Jahren zwischen

2015 und 2030 kommen wird. Sinkende be-

ziehungsweise dauerhaft niedrige Geburten-

raten und eine Zunahme der Lebenserwar-

tung werden dazu f�hren, dass der Alters-

quotient – das ist die Zahl der Menschen im

Rentenalter in Relation zu den Personen im

erwerbsf�higen Alter – von derzeit 44% bis

2050 auf fast 78% steigen und sich damit in

bisher nicht gekanntem Ausmaß erh�hen

wird. Dabei ist ein durchschnittliches effekti-

ves Renteneintrittsalter von 60 Jahren ange-

nommen, w�hrend die Gruppe der erwerbs-

f�higen Bev�lkerung von den 20- bis 59-J�h-

rigen gebildet wird. Zugleich wird der Anteil

der noch nicht erwerbsf�higen Personen

(unter 20 Jahren) abnehmen, so dass der

„Gesamtlastquotient“, der die Relation zwi-

schen den nicht erwerbsf�higen Personen ins-

gesamt und den Erwerbsf�higen angibt, von

gegenw�rtig 82% der erwerbsf�higen Perso-

nen bis zum Ende des Projektionszeitraums

auf 112% ansteigen wird. Diese Zunahme ist

nur wenig schw�cher ausgepr�gt als die

gleichzeitige Ver�nderung des Altersquotien-

ten. Jede Person im erwerbsf�higen Alter

wird im Durchschnitt betrachtet im Laufe der

n�chsten Jahrzehnte f�r eine zunehmende

Zahl von nicht erwerbsf�higen Mitb�rgern zu

sorgen haben.

Allerdings sind solche Voraussch�tzungen

mit beachtlichen Unsicherheiten verbunden.

1 Vgl. hierzu etwa die Studie von: K. McMorrow und
W. Roeger (2003), Economic and Financial Market Con-
sequences of Ageing Populations, European Economy
Papers No. 182, Br�ssel.
2 Vgl.: Statistisches Bundesamt (Hrsg.), Bev�lkerungsent-
wicklung bis zum Jahr 2050, Wiesbaden 2003.
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Zwar ver�ndern sich wichtige Einflussgr�ßen

der Bev�lkerungsentwicklung erfahrungsge-

m�ß nur sehr langsam. Aber eine nicht uner-

hebliche Quelle der Unsicherheit ist die Mig-

ration. Hinzu kommt der lange Projektions-

zeitraum; bereits kleine �nderungen in den

Annahmen k�nnen �ber so große Zeitr�ume

zu erheblichen Abweichungen f�hren. Auch

deshalb stellt die koordinierte Bev�lkerungs-

voraussch�tzung stets mehrere Varianten vor.

Wenn demographische Voraussch�tzungen

insofern auch Modellcharakter haben, w�re

es dennoch in hohem Maße fahrl�ssig, die

Kernaussage der gegenw�rtigen, vorliegen-

den Projektionen nicht ernst zu nehmen.

Fehleinsch�tzungen bei Bev�lkerungsprogno-

sen in der Vergangenheit gingen meist auf

exogene, abrupte Ver�nderungen wie den

„Pillenknick“ oder die politische �ffnung Ost-

europas zur�ck.3) Solche Vorg�nge und Ereig-

nisse sind grunds�tzlich nicht prognostizier-

bar. Hinzu kommt, dass die Treffsicherheit

von Prognosen �ber die Altersstruktur erfah-

rungsgem�ß tendenziell besser ist als die Ge-

nauigkeit der Vorhersagen �ber die Bev�lke-

rungsgr�ße oder deren r�umliche Verteilung.

Konsequenzen f�r Wachstum und

Wohlstand

Um die Folgen des demographischen Wan-

dels zu untersuchen, kann man zun�chst die

anderen Rahmenbedingungen festschreiben

und diskutieren, welche Konsequenzen sich

unter dieser Voraussetzung f�r die Wirtschaft

erg�ben. Dies ist noch keine �konomische

Analyse im eigentlichen Sinne, denn weder

Markt- noch Politikreaktionen werden einbe-

zogen. Gleichwohl kann eine solche Betrach-

tung durchaus sinnvoll sein, um die Risiken zu

verdeutlichen, die sich bei einem wirtschafts-

politischen Status quo oder nur geringen

Kurs�nderungen ergeben w�rden.

Unter diesen Voraussetzungen n�hme das

Arbeitskr�fteangebot in Deutschland relativ

stark ab. Bei sonst gleichen Bedingungen hin-

sichtlich der Entwicklung des Kapitalstocks

und seiner Nutzung sowie im Hinblick auf

den technischen Fortschritt m�ssten auch die

gesamtwirtschaftlichen Produktionsm�glich-

keiten nachhaltig weniger zunehmen bezie-

hungsweise sogar sinken. Die Zahl der Men-

schen zwischen 20 und 59 Jahren – die wohl

auch zuk�nftig die Mehrzahl der Arbeits-

kr�fte bilden werden – wird nach der mittle-

ren Variante der 10. koordinierten Bev�lke-

rungsvorausberechnung bis 2050 um durch-

schnittlich 1�2 % pro Jahr sinken. Unterstellt

man, dass dieser R�ckgang voll auf den Pro-

duktionsfaktor Arbeit durchschl�gt, so nimmt

die Trendrate des Bruttoinlandsprodukts (BIP)

bei einer Produktionselastizit�t von zwei Drit-

tel rein rechnerisch um jahresdurchschnittlich

einen drittel Prozentpunkt ab. Das Pro-Kopf-

Einkommen, das oft als grobes Maß f�r den

allgemeinen Lebensstandard in einer Volks-

wirtschaft dient, w�rde ebenfalls in Mitlei-

denschaft gezogen. Dabei ist auch zu ber�ck-

sichtigen, dass neben den genannten unmit-

telbaren Auswirkungen einer Verschlechte-

rung im Altersaufbau der Erwerbsbev�lke-

rung auf die Produktion zus�tzliche indirekte

3 Vgl.: M. Bretz (2001), Zur Treffsicherheit von Bev�lke-
rungsvorausberechnungen, in: Wirtschaft und Statistik,
Heft 11/2001, S. 906–921.

... aber kein
Grund f�r
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Betrachtung...

... zur Verdeut-
lichung der Ge-
fahren hilfreich
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Wirkungen ins Spiel kommen, so dass der Ge-

samteffekt erheblich st�rker ausfallen kann.

So w�re etwa in Rechnung zu stellen, dass

der technische Fortschritt und der Struktur-

wandel langsamer beziehungsweise weniger

reibungslos verlaufen, falls eine alternde Ge-

sellschaft weniger innovativ und mobil ist.

Außerdem m�sste die Belastung des Faktors

Arbeit mit Sozialabgaben weiter steigen,4)

was auch sozialen Konfliktstoff mit sich

br�chte.

Wirtschaftspolitische Optionen

Die geschilderten demographischen Entwick-

lungstrends sind im Grundsatz bereits seit

l�ngerem vorgezeichnet und praktisch irre-

versibel. Selbst starke Korrekturen bei der Ge-

burtenrate w�rden den Alterungsprozess der

n�chsten zwei bis drei Jahrzehnte nicht mehr

stoppen k�nnen. Die demographische He-

rausforderung besteht heute darin, recht-

zeitig angemessene wirtschafts- und gesell-

schaftspolitische Antworten auf die �konomi-

schen Risiken und Belastungen des demo-

graphischen Wandels zu geben. Dabei gilt

es, die Grundlagen f�r das wirtschaftliche

Wachstum in den kommenden zehn Jahren

so zu st�rken, dass die dann einsetzenden

„demographischen Belastungen“ so gut wie

m�glich abgefedert werden.

Eine wirksame M�glichkeit, den demogra-

phisch bedingten Verschlechterungen entge-

genzuwirken, besteht in der Verl�ngerung

der effektiven Lebensarbeitszeit. Dies bedeu-

tet, die Dauer der Arbeitszeit in der Phase der

Erwerbst�tigkeit auszudehnen oder die L�nge

der Erwerbsphase selbst anzupassen. Dazu

geh�ren eine Erh�hung des gesetzlichen

Rentenalters im Einklang mit der steigenden

Lebenserwartung ebenso wie angemessene

Abschl�ge bei vorzeitigem Renteneintritt.5)

Insbesondere aber gilt es, die Anreizstruktu-

ren besch�ftigungsfreundlicher zu gestalten.

Dies betrifft zum einen die verschiedenen For-

men des vorzeitigen Ausscheidens aus dem

Arbeitsleben auch vor Erreichen der Alters-

grenzen sowie zum anderen die noch be-

stehenden Besch�ftigungshemmnisse f�r Be-
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4 Vgl. hierzu z.B.: Bundesministerium f�r Gesundheit
und soziale Sicherung (Hrsg.), Nachhaltigkeit in der Fi-
nanzierung der Sozialen Sicherungssysteme, Bericht der
Kommission, Berlin 2003, und Sachverst�ndigenrat zur
Begutachtung der Gesamtwirtschaftlichen Entwicklung,
Jahresgutachten 2003/04, Staatsfinanzen konsolidieren –
Steuersystem reformieren, Stuttgart 2003.
5 Vgl.: J. Clemens (2004), Versicherungsmathematisch
„faire“ Abschl�ge bei vorzeitigem Renteneintritt, Wirt-
schaftsdienst, Bd. 84, S. 161–165.

Arbeitszeiten
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zieher von Altersrenten. Dass der Ausstieg

aus dem Erwerbsleben heute vergleichsweise

fr�h erfolgt, ist an der relativ niedrigen Er-

werbsquote der 55- bis 64-J�hrigen zu erken-

nen. Unter den OECD-L�ndern, die in dieser

Altersklasse im Mittel eine Erwerbsbeteili-

gung von 53% im Jahr 2003 aufweisen, liegt

Deutschland mit einer Quote von 43% im

unteren Drittel. Diese ist damit knapp sieben

Prozentpunkte niedriger als 1970.

Zudem ist zu bedenken, dass in vielen Berei-

chen die geleistete Arbeitszeit w�hrend der

Erwerbsphase sowohl im internationalen

Quervergleich als auch historisch gesehen in

Deutschland recht niedrig ausf�llt. Dies gilt ins-

besondere dann, wenn man auch die neuen

EU-Mitgliedstaaten in die Betrachtung ein-

schließt und auf die Jahresarbeitszeit abstellt,

also den tariflich vereinbarten Jahresurlaub mit

erfasst. Unter den 25 EU-L�ndern schneiden

danach nur die Niederlande, D�nemark und

Frankreich ung�nstiger ab als Deutschland.

Sicherlich w�re es im Hinblick auf die Arbeits-

zeitkomponente nicht zweckm�ßig, starre, all-

gemein verbindliche Vorgaben zu machen;

dies w�re ebenso wenig bedarfsgerecht wie

die vorangegangene allgemeine Verk�rzung

der Arbeitszeit. Mehr Flexibilit�t und die Kor-

rektur besch�ftigungsfeindlicher Anreizstruk-

turen w�ren im Blick auf die anstehenden

Probleme aber geboten.

Um die demographischen Probleme zu redu-

zieren, kann auch daran gedacht werden, das

Potenzial der erwerbsf�higen Bev�lkerung st�r-

ker zu aktivieren, das heißt, die Inaktivit�tsrate

zu verringern. Eine M�glichkeit k�nnte darin

bestehen, die Ausbildung zu straffen und die

Ausbildungszeiten zu verk�rzen, zumal sich

das Alter bei Berufseintritt in Deutschland in

den vergangenen Jahrzehnten sp�rbar erh�ht

hat und sich der traditionelle Vorsprung

Deutschlands bei der Erwerbsbeteiligung in der

Altersgruppe von 15 bis 24 Jahren inzwischen

v�llig eingeebnet hat. W�hrend im Jahr 1970

unter den 15- bis 24-j�hrigen Inl�ndern noch

70% zu den Erwerbspersonen gez�hlt hatten,

waren es im Jahr 2003 lediglich 47 1�2 %. Im

OECD-Mittel ist in dieser Altersgruppe aller-

dings auch nur jeder Zweite den Erwerbsperso-

nen zuzurechnen. Spitzenreiter sind derzeit die

Niederlande mit einem Wert von 71%.

Zwar ist es m�glich, dass die notwendige An-

passung an den demographischen Wandel

zum Teil freiwillig geschieht, falls junge Men-

schen bei einem demographisch verk�rzten Ar-
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beitsangebot und dementsprechend verbesser-

ten beruflichen Perspektiven schneller das Aus-

bildungssystem verlassen. Aber auch eine poli-

tische Initiative zur Verk�rzung der – im inter-

nationalen Vergleich zum Teil recht langen –

deutschen Ausbildungszeiten w�re sicherlich

hilfreich. Bei entsprechender Entscheidungsfrei-

heit der Hochschulen in Bezug auf die Auswahl

der Studenten m�sste kein Qualit�tsverlust der

Ausbildung eintreten. Die Erwerbsbeteilung

der Frauen ist in Deutschland zudem im Ver-

gleich zu anderen Staaten immer noch relativ

gering. Dies h�ngt sicherlich mit dem Mangel

an Einrichtungen zur Kinderbetreuung sowie

dem traditionellen Rollenverst�ndnis in der

Familie zusammen. Ein erweitertes, bedarfs-

gerechtes Angebot an Einrichtungen f�r die

Kinderbetreuung d�rfte die Vereinbarkeit von

Familie und Beruf erleichtern. Außerdem m�ss-

ten Modelle entwickelt werden, die einen rei-

bungslosen Wiedereinstieg in den Beruf nach

dem Ende von Erziehungszeiten erm�glichen.

Freilich sind die bisher genannten Ansatz-

punkte kaum geeignet, f�r eine rasche Ab-

hilfe zu sorgen. Korrekturen von Anreizstruk-

turen dauern erfahrungsgem�ß lange und

wirken erst allm�hlich in der Breite. Hier geht

es aber um perspektivische Weichenstellun-

gen, deren Signalcharakter nicht untersch�tzt

werden sollte.

Von eher noch gr�ßerer Dringlichkeit und

zentraler Bedeutung ist der Abbau der hohen

strukturellen Arbeitslosigkeit. Nach weitge-

hend �bereinstimmenden Sch�tzungen bildet

dieser harte Kern den weit �berwiegenden

Teil der Gesamtarbeitslosigkeit in Deutsch-

land. So sch�tzt zum Beispiel die OECD f�r

2004, dass etwa drei Viertel der gesamten Er-

werbslosigkeit nicht konjunktureller Art ist.

Auch im Vergleich mit anderen L�ndern der

EU schneidet Deutschland bei der Arbeits-

marktentwicklung schlecht ab.

Eine Verringerung des Arbeitsangebots aus

demographischen Gr�nden f�hrt keineswegs

zwangsl�ufig zu einer geringeren Arbeits-

losenquote. Hier kommt es letztlich darauf an,

wie stark die Lohnforderungen reagieren und

wie hoch die Reallohnelastizit�t der Arbeits-

nachfrage ist. Außerdem ist zu bef�rchten,

dass die hohen beziehungsweise weiter stei-

genden Beitr�ge zu den sozialen Sicherungs-

systemen den Keil zwischen Brutto- und Net-

toeinkommen vertiefen, was tendenziell den

Besch�ftigungsgrad verringert. Jede politische

Maßnahme, welche die hohen Lohnnebenkos-

ten in Deutschland senkt, ist prinzipiell geeig-

net, dieses Problem zu mindern.

In den letzten Jahren sind von den Sozialpart-

nern und vom Gesetzgeber eine Reihe von

Maßnahmen zur Erh�hung der Flexibilit�t und

zur Verbesserung der Funktionsf�higkeit des

Arbeitsmarktes ergriffen worden.6) Weitere

Korrekturen m�ssen folgen. So ist daran zu

denken, dass die Regeln des K�ndigungs-

schutzes einen wesentlichen Einfluss auf

das Einstellungsverhalten der Unternehmen

haben. Zudem sollte das G�nstigkeitsprinzip,

das nur dann Abweichungen vom Tarifvertrag

zul�sst, wenn sie zu Gunsten des Arbeitneh-

mers ausfallen, um Aspekte der Arbeitsplatzer-

haltung erweitert werden. Dar�ber hinaus gilt

6 Vgl. hierzu im Einzelnen: Deutsche Bundesbank, Mehr
Flexibilit�t am deutschen Arbeitsmarkt, Monatsbericht,
September 2004, S. 43–58.

Strukturelle
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es, wie geplant, den Abgabenkeil am Arbeits-

markt weiter zu verringern. Bei alledem sollte

die individuelle Vertragsfreiheit der Arbeitneh-

mer und Arbeitgeber gest�rkt werden.

Eine andere Frage ist die nach den Wirkungen

der Alterung auf die strukturelle Arbeitslosig-

keit. Auf der einen Seite k�nnte die Gruppe

von Personen wachsen, deren Qualifikationen

bereits vor l�ngerer Zeit erworben wurden und

deren Wissen sowie Erfahrung trotz eines

m�glicherweise ged�mpften technischen Wan-

dels zunehmend veralten. Bei geringer Mobili-

t�t und hohen beruflichen Anforderungen

k�nnte auch die „mismatch-Arbeitslosigkeit“

steigen. Aber auch hier m�ssen kompensie-

rende Entwicklungen in Rechnung gestellt wer-

den. So wird eine berufliche Fortbildung f�r

den Einzelnen lohnender als zuvor, wenn die

Zahl der Erwerbspersonen sinkt. Auch zeigt die

historische Erfahrung, dass Migranten oft die

„Nischen“ des Arbeitsmarktes f�llen. Schließ-

lich gibt es die M�glichkeit, komplement�r

zum allgemeinen Produktivit�tsfortschritt per-

sonenbezogene Dienstleistungen anzubieten.

Die kompensierenden Faktoren wirken nat�r-

lich umso st�rker, je besser es gelingt, die

Strukturen auf dem Arbeitsmarkt durch tarif-

politische und gesetzgeberische Maßnahmen

flexibel zu gestalten und durch die breite Ak-

zeptanz und Verwirklichung des Prinzips des le-

benslangen, arbeitsbegleitenden Lernens dem

Wertverlust des Humankapitals entgegenzu-

wirken. Die Beobachtung, dass mit steigendem

Alter der Anreiz, in das eigene Humankapital

zu investieren, tendenziell abnimmt, h�ngt si-

cherlich auch mit der oftmals nur noch kurzen

Restarbeitsdauer zusammen. Eine l�ngere Le-

bensarbeitszeit und damit Nutzungsdauer des

neuen Wissens w�rde die Rendite der Bil-

dungsinvestition und damit den Anreiz zu Fort-

und Weiterbildung auch im fortgeschrittenen

Alter erh�hen.

Geht man davon aus, dass ein wesentliches

Problem der demographischen Ver�nderun-

gen nicht nur in den Wirkungen auf das Pro-

Kopf-Einkommen besteht, sondern auch in

der Wirkung auf die Wachstumsrate der

gesamtwirtschaftlichen Produktion, darf die

Option Einwanderung nicht ausgeblendet

werden. Arbeitsmarktorientierte Migration

k�nnte den demographischen Trend d�mp-

fen.7) So erh�ht sich bei schrumpfender (Er-

1991 = 100, log. Maßstab

Konsumentenlohn 2)

Produzentenlohn 1)

Konsumentenlohn 2)

s)

1991 2004

Realer Produzenten-
und Konsumentenlohn

1 Arbeitnehmerentgelt je Arbeitnehmer
deflationiert mit dem Deflator der Brutto-
wertschöpfung. — 2 Nettolöhne und -ge-
hälter je Arbeitnehmer deflationiert mit
dem Deflator der  privaten Konsumaus-
gaben.
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7 Die demographischen Einfl�sse auf den Arbeitsmarkt
werden eingehend diskutiert in: A. B�rsch-Supan (2001),
Labor Market Effects of Population Aging, NBER Working
Paper No. 8640, Cambridge MA, S. 13 ff.
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werbs-)Bev�lkerung tendenziell der �konomi-

sche Anreiz, nach Deutschland einzuwan-

dern. Zugleich m�ssen aber die politischen

Rahmenbedingungen entsprechend ange-

passt werden. Deutschland steht nicht nur in

einem Standortwettbewerb um mobiles

Sachkapital, sondern auch in einem zuneh-

menden Wettbewerb um qualifizierte Fach-

kr�fte und Humanverm�gen. Eine solche

Sichtweise setzt allerdings voraus, dass die

konkrete Ausgestaltung der Einwanderungs-

regeln, wie etwa die H�he einer etwaigen

Einwanderungsquote oder die qualitativen

Kriterien und die Integrationsmaßnahmen,

sicherstellt, dass die Einwanderung nicht zu

einer �berforderung der sozialen Sicherungs-

systeme f�hrt.

Zweifelsohne best�nde der „K�nigsweg“ da-

rin, die Folgen des demographischen Um-

bruchs zumindest teilweise durch eine h�here

Produktivit�tsrate des Faktors Arbeit zu meis-

tern, sei es, indem die Arbeitseffizienz gestei-

gert wird, sei es, indem die Arbeitspl�tze mit

mehr Sachkapital ausgestattet werden. Be-

reits seit langem ist die Arbeitsproduktivit�t

auch in Deutschland die wichtigste Quelle f�r

die St�rkung des gesamtwirtschaftlichen Pro-

duktionspotenzials. Allerdings hat deren Er-

giebigkeit trendm�ßig deutlich nachgelassen.

Dass Tempo und Art des technischen Fort-

schritts keineswegs exogener Natur sind, zei-

gen nicht nur die auffallend großen Unter-

schiede im Lebensstandard zwischen Indus-

trie-, Schwellen- und Entwicklungsl�ndern.

Auch innerhalb der Gruppe der OECD-

Staaten gibt es starke und in den neunziger

Jahren zum Teil wieder zunehmende Diskre-

panzen.8) Diese lassen sich nicht nur damit er-

kl�ren, dass weniger wohlhabende L�nder

einen l�ngeren Konvergenzprozess ben�ti-

gen, um zu den reicheren Nationen allm�h-

lich aufzuschließen. Auch in den USA und Ka-

nada sowie etwa Australien, den Niederlan-

den und Norwegen waren n�mlich beeindru-

ckende Erfolge zu verzeichnen. Deutschland

belegt bei einem solchen Vergleich nur einen

hinteren Platz, zumal hier die Produktivit�ts-

gewinne zu einem betr�chtlichen Teil auf

Kosten des Besch�ftigungsgrades realisiert

wurden. Im Euro-Raum wurde das h�here Be-

sch�ftigungswachstum von einer Abflachung

der Produktivit�tsrate begleitet, w�hrend in

den USA in der zweiten H�lfte der neunziger

Jahre Besch�ftigungs- und Produktivit�ts-

gewinne Hand in Hand gingen.

%

1970 75 80 85 90 95 00 2003

Längerfristige Tendenzen
der Arbeitsproduktivität *)

* Veränderungsrate des realen BIP je Er-
werbstätigenstunde. Geglättet mit Hilfe ei-
nes HP-Filters. Die Daten wurden um den
statistischen Effekt der deutschen Einheit
bereinigt.
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8 Vgl.: OECD (2003), The Sources of Economic Growth in
OECD Countries, Paris.
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Die Auswirkungen der Alterung selbst auf die

Wachstumsrate der totalen Faktorproduktivi-

t�t sind vom theoretischen Standpunkt be-

trachtet nicht eindeutig. So ist plausibel, ob-

gleich nicht zwingend, dass Risikobereitschaft

und Mobilit�t mit zunehmendem Alter ab-

nehmen und in alternden Bev�lkerungen

daher weniger riskante Investitionen und

Innovationen vorgenommen werden. Auch

k�nnten die Belastungen f�r die �ffentlichen

Haushalte zu erheblichen Steuer- und Abga-

benerh�hungen f�hren. Die daraus folgen-

den Verzerrungen der relativen Preise f�hren

zu Effizienzeinbußen, die den Anstieg der

totalen Faktorproduktivit�t d�mpfen.

Relativierend ließe sich darauf hinweisen,

dass in Querschnittsstudien oft ein Anstieg

der L�hne mit dem Alter festzustellen ist. Be-

steht ein enger Zusammenhang zwischen

den L�hnen und der Produktivit�t, bedeutet

dies, dass �ltere Personen leistungsst�rker

sind als j�ngere, etwa weil das Humankapital

im Laufe eines Berufslebens erfahrungsbe-

dingt zunimmt oder weil Fortbildungsmaß-

nahmen vorgenommen werden. So gesehen

k�nnte die totale Faktorproduktivit�t so lange

�ber das normale Maß hinaus zunehmen, wie

der Anteil der �lteren an den Besch�ftigten

steigt. Schließlich kann bei zunehmender

Knappheit an Arbeitskr�ften und dem damit

verbundenen Lohnanstieg auch die Suche

nach arbeitssparenden Innovationen intensi-

viert werden. Klar d�rfte aber sein, dass die

Probleme der Alterung nur partiell �ber einen

endogenen Anstieg der totalen Faktorpro-

duktivit�t abgemildert werden k�nnen.

Auch deshalb wird eine umfassende Antwort

auf die Herausforderungen der demographi-

schen Zukunftsbelastungen vor allem auf In-

vestitionen und eine h�here Kapitalintensit�t

setzen m�ssen. Kritisch wird oftmals einge-

wandt, dass in einer alternden Gesellschaft

die Ersparnis der Haushalte insgesamt ab-

nimmt. Deshalb st�nden weniger interne Mit-

tel bereit, die investiert werden k�nnten. Das

Wachstum schw�che sich insofern ab. Aller-

dings ist der skizzierte Zusammenhang zwi-

schen Alterung und gesamtwirtschaftlicher

Ersparnis schon theoretisch nicht eindeutig

(vgl. �bersicht auf S. 25). Empirische Studien

scheinen zwar eher auf einen negativen Ein-

fluss einer „alten“ Altersstruktur auf die Er-

sparnis hinzudeuten, aber die quantitativen

Einsch�tzungen differieren betr�chtlich.9)

Einem R�ckgang der gesamtwirtschaftlichen

Ersparnis kann im �brigen wirtschaftspoli-

tisch entgegengewirkt werden. Hierf�r bietet

sich neben einer konsequenten und nachhal-

tigen Haushaltskonsolidierung eine verst�rke

Kapitaldeckung der Altersvorsorge an.10)

Außerdem muss bedacht werden, dass inter-

national sehr weitgehend Kapitalmobilit�t

herrscht. Ausschlaggebend ist hier die relative

Standortqualit�t der konkurrierenden Volks-

wirtschaften. K�nnen die deutschen Unter-

nehmen auf Grund ihrer Innovationsf�higkeit

oder ihres technischen Wissens trotz demo-

graphischer Belastung weiter hohe Renditen

bieten, wird das inl�ndische Sparkapital nicht

ins Ausland abfließen, und auch die ausl�n-

9 Vgl.: K. McMorrow und W. Roeger (2003), a.a.O.
10 Vgl. im Einzelnen: Deutsche Bundesbank, M�glichkei-
ten und Grenzen einer verst�rkten Kapitaldeckung der
gesetzlichen Alterssicherung in Deutschland, Monats-
bericht, Dezember 1999, S. 15–31.
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Sparverhalten in einer alternden Volkswirtschaft

Das private Spar- beziehungsweise Konsumverhalten
wird vielfach auf der Grundlage der Lebenszyklushypo-
these zu erkl�ren versucht.1) Danach entscheidet der
Haushalt zu Beginn des Lebenszyklus, wie viel er in jeder
Periode konsumieren beziehungsweise sparen m�chte.
Dabei wird der erwartete Einkommenspfad bei gegebe-
nem Realzins und finanzieller Anfangsausstattung be-
r�cksichtigt. Unter der Annahme der Sicherheits-�quiva-
lenz, das heißt bei Vernachl�ssigung von Unsicherheit,
strebt der optimierende Haushalt nach einem gleichm�-
ßigen Konsum �ber die Zeit.2)

Neuere Modelle des Vorsichtssparens hingegen geben
die Annahme der Sicherheits-�quivalenz auf und ber�ck-
sichtigen explizit die Unsicherheit bez�glich des Arbeits-
einkommens.3) Hier sparen die Individuen sowohl f�r
den Ruhestand als auch zur Absicherung gegen m�gliche
Einkommenseinbußen in wirtschaftlich schlechten Zeiten.
Die Unsicherheit bez�glich des zuk�nftigen Einkommens
ist insbesondere bei jungen Menschen mit langem Erwar-
tungshorizont hoch. Es kann theoretisch gezeigt werden,
dass die Ber�cksichtigung von Vorsichtsmotiven in einem
erweiterten Lebenszyklus-Modell w�hrend des Arbeits-
lebens nicht zu einem gleichm�ßigen, sondern zu einem
U-f�rmigen Verlauf der Sparquote f�hrt, und sich der
Entsparprozess im Alter abschw�cht.4) Folgt man empiri-
schen Untersuchungen, l�sst sich allerdings eine negative
Ersparnis im Alter in fast keinem industrialisierten Land
nachweisen.5) Dies d�rfte auch auf bedeutsame Ver-
erbungsmotive oder eine abnehmende Konsumf�higkeit
im hohen Alter zur�ckzuf�hren sein.6)

F�r das Sparverhalten in der Zeit sind auch die Gr�nde
f�r den Alterungsprozess von Bedeutung. Gem�ß der Le-
benszyklushypothese wird die aggregierte Sparquote des
privaten Haushaltssektors bei einer abnehmenden Ge-
burtenrate zun�chst steigen. Zum einen sinkt der Kon-
sumbedarf junger Familien, und das Haushaltseinkom-
men kann h�her ausfallen bei Erwerbst�tigkeit der
Frauen. Zum anderen werden die Jungen in einer altern-
den Volkswirtschaft mit einer auf dem Umlageverfahren
beruhenden gesetzlichen Rente bei konstanten Beitrags-
s�tzen die Eigenvorsorge f�r das Alter ausweiten, um die

zu erwartende niedrigere Rente zumindest teilweise zu
kompensieren. Dem positiven Effekt einer verst�rkten
Sparleistung der Jungen steht der negative Effekt einer
niedrigeren Sparquote der alten Generation gegen�ber.
Bei fortschreitender starker Alterung �berwiegt schließ-
lich der negative Effekt, so dass die aggregierte private
Sparquote sinkt.

Die Volkswirtschaften der Industriel�nder altern freilich
nicht nur wegen sinkender beziehungsweise niedriger
Geburtenraten, sondern auch auf Grund einer steigen-
den Lebenserwartung. Der Einfluss einer steigenden Le-
benserwartung auf die Sparquote der privaten Haushalte
ist in neueren Ver�ffentlichungen untersucht worden.7)

Hier resultiert ein positiver Effekt einer erwarteten stei-
genden Lebenserwartung auf die gegenw�rtige Spar-
quote.8) Dies gilt auch f�r die zuk�nftigen Sparquoten.
Die Sparquote steigt – so die Grundargumentation – aus
zwei Gr�nden: erstens wegen der l�ngeren Lebenserwar-
tung selbst und zweitens wegen der mit einem Anstieg
der Lebenserwartung verbundenen Unsicherheit. �kono-
metrische Analysen best�tigen dieses Ergebnis.

Beim Sparen beziehungsweise Konsum �berlagern sich
im Allgemeinen Alters-, Kohorten- und Zeiteffekte. Ein
Alterseffekt bezeichnet Verhaltensweisen, die f�r eine
bestimmte Altersgruppe typisch sind. Kohorteneffekte
spiegeln Verhaltensweisen bestimmter Geburtsjahrg�nge
wider. Zeitliche beziehungsweise makro�konomische Ein-
fl�sse stehen f�r Verhaltensweisen, die auf bestimmte Er-
eignisse oder Umst�nde zur�ckzuf�hren sind. Mit Hilfe
der so genannten Deaton-Paxson-Zerlegung k�nnen
diese drei Aspekte getrennt werden.9) F�r Deutschland
wurden von B�rsch-Supan, Reil-Held und Schnabel ent-
sprechende Untersuchungen durchgef�hrt.10) Danach
liegt die Sparquote in allen Kohorten der mittleren
Altersgruppe (d.h. der Altersgruppe zwischen 30 und
50 Jahren) recht stabil bei etwa 12%. In den sp�teren
Lebensabschnitten l�sst jedoch die Sparneigung zun�chst
stark nach und stabilisiert sich anschließend bei etwa 4%
bis 5%. Auch im hohen Alter wird also nicht entspart,
sondern weiter Verm�gen gebildet.

1 Vgl.: F. Modigliani und R. Brumberg (1954), Utility analy-
sis and the consumption function: an interpretation of
cross-section data, in: J. Flavell und L. Ross (Hrsg.), Social
cognitive development frontiers and possible futures, Cam-
bridge University Press, Cambridge, S. 388–436. — 2 Unter
Sicherheits-�quivalenz entspricht der Zinssatz der subjekti-
ven Rate der Zeitpr�ferenz. — 3 Vgl.: C. Carroll (1997), Buf-
fer stock saving and the life cycle/permanent income hypo-
thesis, Quarterly Journal of Economics, Bd. 112, S. 1–56. —
4 Auch die Ber�cksichtigung der Familienstruktur kann zu
einem U-f�rmigen Verlauf der Sparquote w�hrend des Ar-
beitslebens f�hren, vgl.: J. Tobin (1967), Life cycle saving
and balanced growth, in: W. Fellner u.a. (Hrsg.), Ten eco-
nomic studies in the tradition of Irving Fisher, Wiley, New
York, S. 231–256. — 5 Vgl.: J. Poterba (Hrsg.) (1994), Inter-
national comparisons of household savings, University of
Chicago Press, Chicago und London. — 6 Vgl.: F. Modigliani

(1988), The role of intergenerational transfers and life cycle
saving in the accumulation of wealth, Journal of Economic
Perspectives, Bd. 2, S. 15–40. — 7 In fr�heren Unter-
suchungen wurde bereits festgestellt, dass das Entsparen
mit steigender Unsicherheit bez�glich der Lebensdauer
sinkt, vgl.: J. Davies (1981), Uncertain lifetime, consump-
tion, and dissaving in retirement, Journal of Political
Economy, Bd. 89, S. 561–577. — 8 Vgl. z.B.: J. Kagejama
(2003), The effects of a continuous increase in lifetime on
saving, Review of Income and Wealth, Bd. 49, S. 163–
183. — 9 Vgl.: A. Deaton und C. Paxson (1994), Saving,
growth and aging in Taiwan, in: D. Wise (Hrsg.), Studies in
the economics of ageing, Chicago University Press, Chi-
cago, S. 331–361. — 10 Vgl.: A. B�rsch-Supan, A. Reil-Held
und R. Schnabel (2003), Household saving in Germany, in:
A. B�rsch-Supan (Hrsg.), Life cycle savings and public policy,
Academic Press, Amsterdam, S. 57–99.
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dische Kapitalbildung kann das Wachstum

des inl�ndischen Kapitalstocks st�tzen. Da-

her muss versucht werden, den Standort

Deutschland attraktiver zu machen. Die Sach-

kapitalbildung hier zu Lande hat offen-

sichtlich im Vergleich zu Auslandsinvestitio-

nen (einschl. deutscher Finanzinvestitionen

im Ausland) erheblich an Attraktivit�t verlo-

ren. In den letzten Jahren ist es in Deutsch-

land jedenfalls zu einem Einbruch der Investi-

tionst�tigkeit auf breiter Front gekommen.11)

Die gesamtwirtschaftliche Netto-Investitions-

quote ist auf nur noch 3 1�2 % des verf�gbaren

Einkommens der inl�ndischen Sektoren gefal-

len, verglichen mit 71�2 % in der zweiten

H�lfte der achtziger Jahre. Gleichzeitig ist in

den letzten Jahren ein zunehmender Teil der

inl�ndischen Ersparnis ins Ausland geflossen.

Im vergangenen Jahr summierten sich diese

Betr�ge auf 50% der gesamten Ersparnisbil-

dung.

Ein m�gliches Wachstumsszenario

Aus den bisherigen �berlegungen lassen sich

drei grunds�tzliche Schlussfolgerungen ablei-

ten. Erstens, es besteht noch ein Zeitfenster

von etwa zehn Jahren, bevor die aufgezeig-

ten demographischen Trends immer st�rker

zum Tragen kommen. Es gibt zweitens eine

ganze Reihe von wirtschaftspolitischen Optio-

nen, mit denen die aufziehenden Belastun-

gen abgefangen oder gemildert werden k�n-

nen. Das noch ungenutzte Potenzial an Ge-

genmaßnahmen ist drittens in Deutschland

als recht hoch zu veranschlagen. Dies gilt

namentlich f�r den Besch�ftigungsgrad und

die Erwerbsbeteiligung ebenso wie f�r die

Arbeitszeiten.

Die demographischen Belastungen sind damit

keineswegs ein unabwendbares Schicksal.

Freilich bleibt offen, in welchem Maße und

wann die wirtschaftspolitischen Optionen

zum Einsatz kommen. Auch die Kombination

der Instrumente entscheidet mit �ber den Ge-

samterfolg. Es w�re bei alldem nicht sinnvoll,

w�rde man auf nur einen oder wenige wirt-

schaftspolitische Anpassungsparameter set-

zen. Allein die St�rke der demographischen

Verschiebungen d�rfte hierf�r zu groß sein.

Realistischer und vielversprechender ist des-

halb ein Ansatz, der mit Blick auf das Ganze

und die Wirkungszusammenh�nge an vielen

Problemfeldern zugleich ansetzt. Unter die-

sen Voraussetzungen bleiben die drohenden

Wohlstandsverluste des demographischen

Umbruchs, der in dieser Art historisch ohne

Parallele ist, durchaus beherrschbar.

Seit Mitte der neunziger Jahre ist ein Anstieg

des Zugangsalters bei den Altersrenten um

rund ein Jahr festzustellen. Dieser d�rfte im

Wesentlichen mit der Einf�hrung von Ab-

schl�gen bei vorzeitigem Rentenbezug in Zu-

sammenhang stehen. Da derzeit noch immer

ein betr�chtlicher Anteil des Rentenzugangs

durch �bergangsregelungen von Abschl�gen

nicht voll betroffen ist, d�rfte sich der hier-

durch induzierte Anstieg des durchschnitt-

lichen Rentenalters noch fortsetzen. Hinzu

kommt, dass die fr�hestm�gliche Inanspruch-

11 Durch die lang anhaltende Stagnationsphase wird der
trendm�ßige R�ckgang der Netto-Investitionsquote aber
m�glicherweise �berzeichnet – vor allem im Vergleich
mit den Jahren 1991/92, die durch den Vereinigungs-
boom gepr�gt waren.
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nahme einer Rente wegen Arbeitslosigkeit

oder nach Altersteilzeit in den Jahren 2006

bis 2008 von 60 auf 63 Jahre angehoben

wird. Hiervon werden dann ebenso jene Ver-

sicherten betroffen sein, die auch unter In-

kaufnahme der Abschl�ge vorzeitig in Rente

gegangen w�ren. Nach dem Jahr 2012 wird

schließlich die besondere M�glichkeit des vor-

zeitigen Rentenbeginns nach Vollendung des

60. Lebensjahres f�r Frauen nicht mehr gel-

ten. Außerdem ist die Bundesregierung ver-

pflichtet, f�r das Jahr 2008 erstmals einen Be-

richt �ber die Rahmenbedingungen f�r die

Besch�ftigung �lterer Arbeitnehmer vorzu-

legen. Auf dieser Basis soll dann �ber eine

Anhebung des gesetzlichen Rentenalters von

65 Jahren entschieden werden.

Wenn es gel�nge, bis zum Jahr 2015 das

durchschnittliche Ruhestandsalter um zwei

Jahre anzuheben, k�nnte das Erwerbsper-

sonenpotenzial um etwa 2 Millionen oder

41�2 % h�her ausfallen. Damit einher ginge

eine erhebliche Entlastung insbesondere des

Faktors Arbeit. Die Beitragss�tze zu den

Sozialversicherungen k�nnten nicht nur auf

Grund der hinausgeschobenen Rentenzah-

lungen niedriger festgesetzt werden, sondern

auch wegen der potenziell breiteren Beitrags-

bemessungsgrundlage f�r die �brigen Sozial-

versicherungszweige. Die hierzu notwendige

Voraussetzung einer tats�chlichen Besch�f-

tigung der �lteren Arbeitnehmer wird umso

leichter zu erf�llen sein, je umfassender es

gelingt, den Anstieg der Abgabenlast zu be-

grenzen. Hieraus k�nnten durchaus sich ge-

genseitig verst�rkende Kr�fte in Richtung auf

mehr Besch�ftigung und eine sinkende Ab-

gabenlast entstehen.

Hinsichtlich der durchschnittlichen Arbeitszeit

ist in diesem Szenario unterstellt, dass sie sich

per saldo immer weniger vermindert und sich

gegen Ende des Projektionszeitraums neutral

in Bezug auf das (potenzielle) Pro-Kopf-Ein-

kommen verh�lt. Dies kann gleichwohl eine

Zunahme der Wochenarbeitszeit oder eine

entsprechende K�rzung des Urlaubsan-

spruchs bedeuten, wenn bei steigender Er-

werbsbeteiligung der Trend zur Teilzeitbe-

sch�ftigung anh�lt.

Gelingt es dar�ber hinaus, die Besch�f-

tigungsintensit�t des Wachstumsprozesses

durch den Abbau von Hindernissen zu erh�-

hen, die der Entwicklung eines Niedriglohn-

sektors im Wege stehen, dann w�re hiervon

ein merklicher Abbau der Sockelarbeitslosig-

keit zu erwarten. Ein R�ckgang der nicht

konjunkturellen Erwerbslosenquote um etwa

drei Prozentpunkte in den kommenden zehn

Jahren erscheint unter diesen Voraussetzun-

gen keineswegs unrealistisch.

Bei der Stundenproduktivit�t ist in Rechnung

zu stellen, dass sie zum Teil endogener Natur

ist und technologische Ver�nderungen nur

schwer zu antizipieren sind. Verl�ngerungen

der Arbeitszeit, die Wiedereingliederung von

Arbeitslosen in den Erwerbsprozess und der

sektorale Strukturwandel d�rften eher d�mp-

fend wirken, w�hrend ein rascheres Wachs-

tumstempo erfahrungsgem�ß auch mit einer

h�heren Produktivit�tsrate einhergeht. In den

hier zu Grunde gelegten Modellrechnungen

wird deshalb von einer Trendrate f�r die

Arbeitsproduktivit�t (auf Stundenbasis) von

11�2 % pro Jahr ausgegangen, was etwa dem

jetzigen Grundtempo entspricht.
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Demographie, Wohlstand und Wachstum: Einige Grundzusammenh�nge

Demographische Einfl�sse geh�ren zu den lang-

fristigen Bestimmungsgr�nden von (materiel-

lem) Wohlstand beziehungsweise allgemeinem

Lebensstandard und gesamtwirtschaftlichem

Wachstumstrend. Je nach L�nge des Untersu-

chungszeitraums und der Art des demographi-

schen Umbruchs k�nnen verschiedene Effekte

auftreten, die das Niveau oder das Wachstum

des Einkommens betreffen.

Unter Wohlstandsaspekten wird in der Regel auf

das reale Bruttoinlandsprodukt pro Kopf der Be-

v�lkerung abgestellt. Dies ist freilich nur ein sehr

grobes Maß zur Erfassung des Lebensstandards,

da eigentlich neben Abschreibungen auf das

Sach- und Humankapital sowie (Netto-) Transfer-

zahlungen an das Ausland gegebenenfalls auch

Terms-of-Trade-Ver�nderungen zu ber�cksichti-

gen w�ren ebenso wie Verteilungs- und Risiko-

aspekte, welche die Breite der Teilhabe am

Wohlstand und die Nachhaltigkeit einer einmal

erreichten Einkommensposition ber�cksichtigen.

Steht allerdings die Frage nach wirtschaftspoli-

tisch m�glichen Ansatzpunkten im Vordergrund

des Interesses, so ist eine Reduktion des Analyse-

rahmens auf wichtige Schl�sselgr�ßen und Zu-

sammenh�nge durchaus n�tzlich.

Die Entwicklung des realen Bruttoinlandspro-

dukts kann mit Hilfe einer einfachen Wachs-

tumszerlegung beschrieben werden. Ausgangs-

punkt der �berlegungen ist die Definition der

Arbeitsproduktivit�t und des Arbeitsvolumens

(auf Basis der Erwerbst�tigenstunden), die sich

ihrerseits aus der Zahl der Erwerbst�tigen und

der Zahl der geleisteten Arbeitsstunden je Er-

werbst�tigen ergibt.

Das (reale) Pro-Kopf-Einkommen (y) bestimmt

sich demzufolge nach der durchschnittlichen

Produktivit�t der Erwerbst�tigen (AP) sowie

dem Grad der effektiven Erwerbsbeteiligung

(EBQ) der Gesamtbev�lkerung:

y = AP * EBQ

Zur Gesamtbev�lkerung z�hlen auch verschie-

dene Personengruppen, die nicht Teil des Ar-

beitskr�ftepotenzials sind:

– Menschen, die altersbedingt nicht erwerbsf�-

hige Personen darstellen, da sie zu jung be-

ziehungsweise zu alt sind, gemessen hier am

Gesamtlastquotienten (GLQ);

– Personen, die zwar im erwerbsf�higen Alter

sind, jedoch weder erwerbst�tig noch offiziell

erwerbslos. Diese Gruppe umfasst vor allem

die so genannte „Stille Reserve“ am Arbeits-

markt, aber auch Personen, die etwa wegen

gesundheitlicher Einschr�nkungen oder aus

famili�ren Gr�nden dem Arbeitsmarkt nicht

oder nur eingeschr�nkt zur Verf�gung stehen

oder sich in der Ausbildung befinden, gemes-

sen hier an der Inaktivit�tsrate (IAR);

– Gruppe der Erwerbslosen, gemessen hier an

der Arbeitslosenquote (ALQ).
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F�r die effektive Erwerbsbeteiligungsquote der

Gesamtbev�lkerung, das heißt den Anteil der Er-

werbst�tigen an der Einwohnerzahl, gilt damit:

EBQ ¼ ð1�IARÞ ð1�ALQÞ
ð1þGLQÞ

Geht man zudem vereinfachend von einer

linear-homogenen Produktionsfunktion vom

Cobb-Douglas-Typ f�r die Gesamtwirtschaft

unter Wettbewerbsbedingungen bei Harrod-

neutralem technischen Fortschritt aus, so wird

das Niveau der Arbeitsproduktivit�t je Erwerbs-

t�tigen zum einen durch die Fortschrittskompo-

nente (A) und die mit der Gewinnquote (a)

gewichteten Kapitalintensivit�t (k), also den bei-

den Bestimmungsgr�ßen der Stundenprodukti-

vit�t, bestimmt sowie zum anderen durch die

durchschnittliche Arbeitszeit (h):

AP ¼A * ka
* h1–a

F�r die H�he des Pro-Kopf-Einkommens (y) lau-

tet somit die Grundgleichung:

y ¼ A � ka � h1�a ð1� IARÞ ð1� ALQÞ
ð1þ GLQÞ

F�r die Ver�nderungsrate ŷ ergibt sich daraus

n�herungsweise:

ŷ ~~ 3Â + a · k̂4 + (1-a) ĥ

�
�

DGLQ
1 þ GLQ

þ D IAR
1 � IAR

þ DALQ
1 � ALQ

�

Dieser vereinfachte theoretische Rahmen kann

dazu genutzt werden, den Einfluss wachstums-

relevanter Gr�ßen abzusch�tzen. Dabei k�nnen

f�nf große Wirkungskomplexe unterschieden

werden, hinter denen wiederum verschiedene

Bestimmungsfaktoren stehen:

– die Produktivit�tskomponente

– die Arbeitszeitkomponente

– die demographische Komponente

– die Inaktivit�tskomponente

– die Arbeitslosenkomponente

Allerdings darf der dargestellte Sachverhalt

nicht mechanistisch interpretiert werden. So

sind jeweils die zum Teil komplexen Abh�ngig-

keiten zwischen den jeweiligen Komponenten

und R�ckkoppelungsmechanismen zu ber�ck-

sichtigen, die zu den direkten Partialeffekten

hinzukommen. Beispielsweise d�rfte eine Zu-

nahme der Erwerbsbeteiligung von Frauen die

durchschnittlich geleistete Jahresarbeitszeit ten-

denziell senken und k�nnte sich auch auf die ge-

messene Arbeitsproduktivit�t in der Gesamtwirt-

schaft d�mpfend auswirken. Des Weiteren ist zu

bedenken, dass bestimmte Maßnahmen – wie

etwa Ver�nderungen der Arbeitszeiten – l�nger-

fristig zwar das Wohlstands- und Einkommens-

niveau, nicht aber dauerhaft dessen Wachstums-

rate beeinflussen d�rften.
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Fasst man die genannten Korrekturmaßnah-

men zusammen, so ergibt sich bei den gege-

benen Voraussch�tzungen �ber die Bev�lke-

rungsentwicklung f�r das gesamtwirtschaft-

liche Wachstum in den n�chsten zehn Jahren

ein Potenzialpfad, der um etwa einen halben

Prozentpunkt h�her liegt als im Durchschnitt

der letzten zehn Jahre. F�r das reale Pro-

Kopf-Einkommen bedeutet dies eine Verst�r-

kung des Zuwachses auf 2 1�2 % am Ende des

Projektionszeitraums. Verglichen mit den ma-

geren Raten der neunziger Jahre und der ers-

ten H�lfte dieses Jahrzehnts fiele damit die

Verbesserung recht deutlich aus. Zugleich

w�re f�r die sich dann immer st�rker abzeich-

nenden demographischen Belastungen eine

g�nstigere Ausgangslage geschaffen. Es

bleibt die zentrale Aufgabe der Wirtschafts-

politik, die Handlungsr�ume zu �ffnen, unter

denen ein Wachstumsszenario wie das hier

vorgestellte Gestalt annehmen k�nnte.




